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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Frau Nickels und der Fraktion DiE GRÜNEN 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Frau Nickels und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksachen 10/934, 10/1530 — 


Neuregelung des Rechts der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen 
(Durchführungsprobleme) 


Am 28. Februar 1983 wurde das Kriegsdienstverweigerungs- 

Neuordnungsgesetz (KDVNG) im Bundesgesetzblatt veröffent- 
licht, seit 1. Januar 1984 ist es in Kraft. Die bisherigen Erfahrun- 
gen zeigen, daß 

— durch die Verschärfung und Verlängerung des Zivildienstes 
auf 20 Monate viele junge Leute, die das Grundrecht auf 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer in Anspruch neh- 
men wollen, von dieser Inanspruchnahme des Grundrechts 
abgeschreckt werden, 

— im Kriegsdienstverweigerungsgesetz zwei Arten von Prüfungs- 
verfahren für Kriegsdienstverweigerer weiterhin vorgesehen 
sind, nämhch das „ Bundesamtschnellprüfungsverfahren" 
sowie die alte Gewissensinqmsition vor den Ausschüssen und 
Kammern der Bündeswehrverwaltung. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die mit dem KDVNG gehegten Erwartungen, eine umfassende 
und unbürokratische Inspruchnahme des Grundrechts der 
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen zu gewähr- 
leisten, haben sich bislang nicht erfüllt. 

2. Die Praktizierung des Prüf ungs Verfahrens, insbesondere nach 
dem Dritten Abschnitt des KDVG, hat zu zahlreichen Unge- 
reimtheiten, Unklarheiten und auch Rechtsverletzungen 
geführt. 

3. Die Verlängerung des Zivüdienstes sowie seine Ausgestaltung 
zur „lästigen Alternative" schlagen sich negativ in der Motiva- 
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tion der Kriegsdienstverweigerer und Zivildienstleistenden 
nieder und beeinträchtigen das bislang überwiegend gute bis 
sehr gute Verhältnis zwischen Dienstleistenden und Einsatz- 
stellen. 

4. Die Einberufung von Wehrpflichtigen, die bereits ihren Grimd- 
wehrdienst abgeleistet haben, zu einem fünfmonatigen Rest- 
zivüdienst stellt eine imerträgliche und verfassungswidrige 
Ungleichbehandlung dar und ist von der Bundesregierung 
sofort abzustellen. 

Der Deutsche Bundestag erklärt seine Anerkennung und seinen 
Respekt vor denjenigen Kriegsdienstverweigerern, die es voll- 
ständig ablehnen, die ihnen auferlegten Leistungen im Rahmen 
der allgemeinen Wehrpflicht zu erbringen. Er fordert die Bundes- 
regierung nachdrücklich auf, das Grundrecht der Gewissensfrei- 
heit nach Artikel 4 Abs. 1 des Grundgesetzes vor die Sicherstel- 
lung des militärischen Bedarfes zu stellen und appelliert insbeson- 
dere an den Bundesminister der Verteidigung, jegliche Diskrimi- 
nienmg des genannten Personenkreises zu unterlassen. 

Der Deutsche Bundestag wehrt sich gegen Planungen, das 
Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung auszuhöhlen und lehnt 
in diesem Zusammenhang alle Maßnahmen ab, die junge Leute 
auf dem Wege staatlicher Zwangsrekrutierung für militärische 
und paramilitärische Zwecke in die Pflicht nehmen (Pläne für eine 
Verlängerung des Grundwehrdienstes, Einführung einer Zivil- 
schutzdienstpflicht nach dem Referentenentwurf für ein Zivil- 
schutzgesetz, weitere Ausgestaltimg des Zivildienstes als „lästige 
Alternative"). Der Deutsche Bundestag ist vielmehr der Auffas- 
sung, daß das in der Friedensbewegung zum Ausdruck kom- 
mende vielfältige Friedensengagement junger Leute auch in der 
Schaffung von Mögüchkeiten eines sozialen Friedensdienstes 
sowie von nicht staatlich organisierter Friedensarbeit im In- und 
Ausland seinen Niederschlag finden muß. 

Er wird aus seiner Mitte alsbald Vorstellungen Vorbringen, das 
geltende Kriegsdienstverweigerungs- und Zivüdienstrecht zu 
noveUieren und fordert die Bundesregierung auf, umgehend mit 
entsprechenden Vorstellungen aufzuwarten. 

Bonn, den 16. Januar 1985 

Nickels 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 


Druck; Thenee Druck KG. 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


